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Bern

Basil Weingartner

Wenn Herr O. in die Innenstadt muss,
wird es teuer. Der 39-jährige Stadtber-
ner ist gehbehindert, seit er einen Arte-
rienverschluss im rechten Bein erlitten
hat. Für die Fahrt in die Stadt braucht er
deshalb ein Taxi – 20 Franken hin, 20
Franken zurück. Viel Geld für O., der auf
Sozialhilfe angewiesen ist. Diese über-
nimmt die Fahrtkosten nur teilweise.
Doch zu Hause bleiben ist für O. keine
Option. Er muss häufig zum Arzt, zum
Psychiater, zum Zahnarzt. Denn er lei-
det auch noch an einer Magenkrankheit;
fast jeden Morgen muss er erbrechen.
Die Magensäure schadet auch seinen
Zähnen.

Bis im letzten Jahr erhielt O. eine IV-
Rente, doch nach der letzten IV-Revi-
sion wurde sie wieder gestrichen. Ent-
gegen der Aussage der Invalidenversi-
cherung (IV) komme es immer häufiger
vor, dass Personen mit gesundheitli-
chen Problemen in der Sozialhilfe lan-
den, sagt Felix Wolffers, der Leiter des
stadtbernischen Sozialamtes. Dies seien
Personen, denen die Rente gestrichen
worden sei. Denn aufgrund von Praxis-
verschärfungen habe sich die Zahl der
Kranken halbiert, die bisher eine IV-
Rente erhielten. Auch sie landeten in
der Sozialhilfe.

O. wird von seiner Ehefrau betreut;
diese arbeitet deshalb nicht. Für das
Ehepaar sind aber nicht nur die gesund-
heitlichen Einschränkungen ein Prob-
lem. Auch finanziell stehen die beiden
unter Druck – für alle Auslagen ausser
Miete und Krankenkasse erhalten die
beiden vom Sozialdienst 1498 Franken
pro Monat. Das reicht für die Taxifahr-
ten, für zwei Beruhigungsbäder, nicht
aber für die schmerzlindernden Massa-
gen. Sonst bleibt noch weniger Geld
zum Leben. Geld ist Mangelware und
gerade deshalb Dauerthema in der Be-
ziehung. Das sei nicht immer einfach,
sagt O.

«Kaum genug zu essen»
Künftig müssen die beiden wohl mit
noch weniger Geld auskommen: Der
Kanton will ihnen wie allen Sozialhilfe-
bezügern zehn Prozent des Grundbe-
darfs streichen. Für das Ehepaar ein
grosses Problem.

Die Kürzung ist einer der beiden
Hauptpunkte der Teilrevision des ber-
nischen Sozialhilfegesetzes, die in den
kommenden Tagen im Grossen Rat in
der ersten Lesung diskutiert wird. Bis
zu 25 Millionen Franken könnten so
eingespart werden. Rund die Hälfte da-
von, so ist es angedacht, soll in Integra-
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Analyse Die geplante Sozialhilferevision basiert auf falsch

Negative Konsequenzen
Politisch wird es für die Bürgerlichen
ein grosser Triumph. Im Januar hatte
Sozialdirektor Pierre Alain Schnegg
(SVP) seine Sozialhilfepläne vorgestellt.
Er will allen auf Sozialhilfe angewiese-
nen Menschen zehn Prozent des Grund-
bedarfs streichen. Zudem sollen Integ-
rationsleistungen erhöht werden. Seine
Vorschläge wurden von den Praktikern
in den kommunalen Sozialdiensten
ebenso kritisiert wie von Wissenschaft-
lern. Sogar Schneggs eigenes Sozialamt
ging auf Distanz. Gleichwohl hielten erst
der Sozialdirektor, der anders als im
Gesetz vorgesehen auf eine Vernehmlas-
sung verzichtete, und dann die Regie-
rung an der Vorlage fest. Und mit gröss-
ter Wahrscheinlichkeit wird in den
kommenden Tagen auch der Grosse Rat
der Vorlage zustimmen. Ein souveräner
Start-Ziel-Sieg. Inhaltlich fällt die Bilanz
ungleich durchzogener aus. Denn die

Vorlage vermag sachlich nicht zu über-
zeugen. Es rächt sich nun, dass wäh-
rend des Gesetzgebungsprozesses stur
darauf verzichtet wurde, auf konstruk-
tive Ideen und Einwände einzugehen.

Durch die Kürzung der Sozialhilfe um
mindestens zehn Prozent erhoffen sich
die Befürworter eine Verminderung der
Attraktivität des untersten sozialen
Auffangnetzes. Doch Zahlen aus Schwei-
zer Städten zeigen, dass die Sozialhilfe-
quote überwiegend von Faktoren wie
der Demografie, der Arbeitslosenquote
und dem Arbeitsmarkt abhängt. Sprich:
Ob eine Person Sozialhilfe beantragt,
hängt in erster Linie davon ab, ob sie
beispielsweise alleinerziehend ist oder
als schlecht Qualifizierte eine Arbeit
finden kann. Diese Erkenntnisse wider-
sprechen der Vorstellung, die der Geset-
zesrevision zugrunde liegt: dass viele
aus Bequemlichkeit Sozialhilfe beantra-

WennSozialdirektor PierreAlain Schnegg
für seine Sozialhilfekürzungen kritisiert
wird, sagt er oft: «Ich muss dies tun.» Er
verweist dann auf eine 2013 überwiesene
Motion von SVP-Politiker Ueli Studer.
Dieser verlangte, der Umfang der wirt-
schaftlichen Hilfe müsse für folgende
Leistungen auf 90 Prozent der Skos-
Richtlinien (siehe Box rechts) beschränkt
werden: Grundbedarf, situationsbe-
dingte Leistungen, Integrationszulagen.

Schneggs Vorgänger Philippe Perre-
noud hatte 2015 verkündet, die Motion
sei erfüllt. Er habe mit mehreren Mass-
nahmen in den geforderten Bereichen

Faktencheck

Ist Schnegg zum Kürz

Bern
Erneute Demonstration
gegen «sozialen Kahlschlag»
Unter dem Motto «Wir sehen schwarz»
sind am Samstagnachmittag mehrere
Hundert Demonstrierende durch die
Berner Innenstadt gezogen. Sie wehren
sich gegen die vom Berner Kantonspar-
lament bereits beschlossenen oder noch
drohenden Sparmassnahmen. Zur
«Spontandemonstration» aufgerufen
hatte das Kollektiv «Sozialen Kahlschlag
Stoppen», das bereits die Kundgebung
vom vorletzten Mittwoch organisiert
hatte. Damals demonstrierten rund 1000
Personen gegen das Sparpaket. Am
Samstag folgtenmehrere Hundert Perso-
nen, unter ihnen viele junge Menschen,
dem Aufruf zur erneuten Demo. Sie pro-
testierten mit Sprechchören – «Wir sind
hier, wir sind laut, weil ihr uns die Zu-
kunft klaut» – und Transparenten – «Ar-
mut lässt sich nicht wegsparen». Die
Demonstration verlief friedlich. (sda)

Bern
Ski fahren und schlitteln
im Weyerli
In der Berner SportanlageWeyermanns-
haus können Kinder ab Mitte nächster
Woche nicht nur Schlittschuh laufen
und baden, sondern auch Ski fahren und
schlitteln. Mit dem Abriebmaterial der
Kunsteisbahn erstellen die Betreiber auf
dem Hang des Freibads eine Mini-Ski-
piste. Damit die Kinder den Schlitten
und die Ski nicht den Hang hinauf-
schleppen müssen, wird zudem ein be-
gehbares Förderband installiert, wie die
Stadt Bern mitteilt. Am Projekt ist auch
die Wintersportregion Gstaad beteiligt.
Sie stellt am Eröffnungsnachmittag am
kommenden Mittwoch ab 13 Uhr gratis
Skiausrüstungen für Kinder zur Verfü-
gung. Der Klein-Skilift wird bis Ende Fe-
bruar 2018 am Mittwoch-, Samstag- und
Sonntagnachmittag geöffnet sein. Er
kann gratis benützt werden. (sda)

Bern
Räuber mit Messer überfällt
Tankstellenshop
In Bern ist am Samstagabend im Stadt-
teil Bethlehem ein Tankstellenshop aus-
geraubt worden. Der mit Sonnenbrille
und einem Tuch maskierte Räuber be-
drohte die Angestellte mit einemMesser
und forderte Bargeld. Er zwang die An-
gestellte, ihm Geld aus der Kasse auszu-
händigen. Anschliessend entkam er mit
der Beute zu Fuss, wie die Kantonspoli-
zei gestern mitteilte. (sda)

Ostermundigen
Zusätzliche Klassen
im nächsten Schuljahr
Bedingt durch die steigenden Schüler-
zahlen müssen die Primar- und die Se-
kundarstufe in Ostermundigen um je
eine Klasse erhöht werden. Im Schuljahr
2018/2019 soll eine 5. Klasse auf der Pri-
marstufe und eine 7. Klasse auf der Se-
kundarstufe neu eröffnet werden, wie
die Gemeinde mitteilt. (pd)

Biel
Volk stimmt Stadtbudget und
Altersheimkredit zu
Die Stadt Biel kann in neuen Schulraum
investieren. Das Stimmvolk hat gestern
mit 83 Prozent Ja dem Budget 2018 zuge-
stimmt. Es sieht Investitionen von rund
44 Millionen Franken vor – davon soll
die Hälfte in Schulanlagen fliessen. Die
Stimmbeteiligung lag bei 19,55 Prozent,
wie die Stadt Biel auf Twitter mitteilte.
Gegen das Budget hatten sich SVP und
FDP ausgesprochen. Die Gegner warn-
ten vor den Investitionen durch Fremd-
kapital, deren Schuldzinsen zukünftige
Generationen belasten würden. Die
Mehrheit folgte jedoch den Argumenten
der Stadtregierung, wonach Biel trotz
angespannter Finanzlage als attraktiver
Wohn- und Unternehmensstandort ge-
fördert werden müsse. Das ausgegli-

chene Budget 2018 rechnet mit der vom
Volk 2016 abgesegneten höheren Steuer-
anlage von 1.63. Mit 84 Prozent Ja-Stim-
men gab das Bieler Stimmvolk am Sonn-
tag auch grünes Licht zu einem Kredit
von 8,85 Millionen Franken zur Sanie-
rung des Alters- und Pflegeheims Re-
dernweg. (sda)

Biel
Zwei Verletzte nach Kollision
auf Autobahn
Bei einem Zusammenstoss auf der Auto-
bahn Biel sind zwei Personen verletzt
worden. Wie die Kantonspolizei mit-
teilte, waren zwei Autos vom Kreisel Bö-
zingenfeld her auf die A 16 aufgefahren,
als kurz darauf das hintere der beiden
Autos ein Überholmanöver vollzog. Da-
bei kam es zur Kollision. (sda)

Beförderung
Daniel Gerber ans bernische
Obergericht gewählt
Der Grosse Rat hat Daniel Gerber ans
bernische Obergericht gewählt. Gerber
ist langjähriger Gerichtspräsident am
Regionalgericht Bern-Mittelland. Er ist
gewählt bis Ende 2022. Gerber erhielt
130 von 131 gültigen Stimmen. (mdü)

Blausee
Winterliches Schwimmen
für guten Zweck
Für einen guten Zweck haben sich am
Sonntag über 300 Schwimmerinnen
und Schwimmer bei minus sieben Grad
Lufttemperatur in den fünf Grad «war-
men» Blausee oberhalb von Kander-
grund gestürzt. Unter den Teilnehmen-
den waren etliche Prominente. Als letz-
ter wagte sich Alt-Bundesrat Adolf Ogi
ins türkisblaue Wasser des Sees. Der
Kandersteger Ogi hat das Blausee-
Schwimmen vor einem Jahr aus der
Taufe gehoben. Seiner Stiftung «Freude
herrscht» fliesst der Erlös zu. (sda)
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tionsprogramme reinvestiert werden.
Der Sparbetrag wäre so unter dem
Strich bei Kanton und Gemeinden noch
je 5 Millionen Franken hoch. Neben der
Kürzung des Grundbedarfs, der dann
weit unterhalb des von der Schweizeri-
schen Sozialhilfekonferenz beschlosse-
nen Mindestwerts läge, ist eine Erhö-
hung der Integrationszulage vorgese-
hen. Diese erhalten Sozialhilfebezüger
dann, wenn sie arbeiten oder sich aktiv
um eine Anstellung bemühen. Beide
Vorhaben sind umstritten.

Experten wie die Ökonomin Renate
Salzgeber warnen vor den sozialen
Konsequenzen – gerade für Familien.
«Wenn Eltern kaum genug Geld haben,
um das Essen zu bezahlen, verschwen-
den sie kaum Energie für die Ausbil-
dung ihrer Kinder.»

Die Befürworter der Reform erach-
ten die Kürzungen als zumutbar (siehe
Interview rechts). Zudem hätten alle
Sozialhilfebezüger die Möglichkeit,
sich durch Arbeitsbemühungen die
künftig höheren Integrationszulagen
zu sichern.

Wolffers vom städtischen Sozialamt
ist anderer Meinung. Sehr viele seien
gar nicht fähig zu arbeiten – etwa weil
sie minderjährig oder krank seien. Wolf-
fers zweifelt aber auch sonst an der
Wirksamkeit der Erhöhung der Integra-
tionszulagen. Denn es gebe schlicht zu
wenige freie Stellen für schlecht Quali-
fizierte.

So stimmen die Parteien
Aller Kritik zum Trotz: Schnegg weiss
die Mehrheit im Grossen Rat hinter
sich. Während SP, Grüne und EVP die
Reform ablehnen, sind SVP, FDP und
EDU bei der Maximalforderung geblie-
ben. Auch weil Sozialhilfequote und
-kosten im Kanton Bern überdurch-
schnittlich hoch sind, ist Sparen für sie
optionslos. Zünglein an der Waage spie-
len die Mitteparteien. Die GLP ist mit
ihrem Kompromissvorschlag, den
Grundbedarf nur um fünf Prozent zu
kürzen, links wie rechts abgeblitzt. Da-
gegen könnte die BDP mit ihrem vor we-
nigen Tagen eingebrachten Vorschlag,
den Grundbedarf um acht Prozent zu
kürzen, eine Mehrheit finden (siehe
«Bund» von Dienstag). Denn die rech-
ten Parteien sind auf die Stimmen der
BDP angewiesen. Die BDP will mit die-
sem kosmetischen Eingriff «die Fami-
lien schonen».

Ehepaar O. würde dann nicht
149.80 Franken weniger bekommen,
sondern nur 119.80 Franken. Für hitzige
Budgetdebatten am Esstisch ist so oder
so gesorgt.

für Ehepaar O.
dazu das Sozialhilfegesetz. Was technisch tönt, hat grossen Einfluss
findlich weniger Geld.

die Auswirkungen wären auch im Sozialamt der Stadt Bern spürbar. Foto: Valérie Chételat

Anders als bei den anderen sozialen Siche-
rungswerken gibt es in der Sozialhilfe keine
nationale Gesetzgebung. Die Verpflichtung
der Kantone und Gemeinden zur Fürsorge
ihren Einwohnern gegenüber leitet sich einzig
aus einer knappen Formulierung in der
Bundesverfassung ab. In der Praxis definiert
deshalb eine als Verein aufgebaute Sozialhilfe-
konferenz (Skos) die Richtlinien für die
Sozialhilfe. Das Bestreben, eine landesweite
Vereinheitlichung im Sozialhilfewesen zu
erreichen, gibt es seit 1905 – damals wurde
die Vorgängerorganisation der Skos gegrün-
det. Mitglieder der Skos sind alle Kantone und
Gemeinden. Ob die Richtlinien der Skos
verbindlich sind, hängt von der kantonalen
Gesetzgebung ab. In Bern sind sie das zwar
grundsätzlich. Das Gesetz sieht aber vor, dass
per politischem Entscheid davon abgewichen
werden kann. (bwg)

Sozialhilfe
Keine nationale Gesetzgebung
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und eine finanzielle Zeitbombe
gen und eine Reduktion von zehn
Prozent deshalb eine lenkende Wirkung
hätte.

Es trifft Kranke und Kinder
Die Sozialhilfe soll zwar gemäss Bundes-
verfassung ein «menschenwürdiges
Dasein» sichern – dazu zählt etwa auch
die soziale Teilhabe. Doch sind die
Ansätze schon heute sehr tief. 2014 hat
das Bundesamt für Statistik (BFS) im
Auftrag der Schweizerischen Sozialhilfe-
konferenz (Skos) den minimalen Grund-
bedarf (alle Auslagen ohne Miete und
Krankenkasse) für Sozialhilfebezüger be-
rechnet. Für eine Einzelperson lag
dieser 90 Franken höher als die derzeit
von der Skos empfohlenen 986 Franken.
Obwohl die Erhebung des BFS der
Bestimmung des neuen Mindestbedarfs
dienen sollte, verzichtete die Skos
darauf, den Grundbedarf anzuheben.

Dies, um auch die Kantone, die keine
Anhebung wollten, im Boot zu behalten
und so in der föderal organisierten
Sozialhilfe eine landesweite Harmonisie-
rung zu ermöglichen. Auch der Kanton
Bern ratifizierte die neuen Richtlinien.
Gleichwohl zahlt der Kanton Bern
bereits heute weniger als von der Skos
vorgesehen (977 Franken). Wenn der
Kanton diesen Ansatz nochmals um
zehn Prozent kürzt, gefährdet er damit
zum einen den nationalen Konsens –
interkantonaler Sozialtourismus droht.
Zum anderen unterböte Bern dann den
vom BFS ermittelten Minimalbedarf um
rund 200 Franken. Für die Betroffenen
hat dies einschneidende Folgen. For-
scher warnen etwa davor, dass die
Entwicklung der Kinder negativ beein-
flusst wird. Wenig gefördert, schlecht
gebildet, drohen sie später ebenfalls in
der Sozialhilfe zu landen. Das sind

menschliche Tragödien; für die Sozial-
hilfe und die Staatskasse ist das aber
auch eine finanzielle Zeitbombe.

Die Gegner argumentieren, dass
Arbeitswillige durch die Erhöhung der
Zulagen keine Einbussen in Kauf neh-
men müssten. Tatsächlich würde die
Sozialhilfe durch die höheren Zuschüsse
für jene attraktiver werden, die bereits
eine schlecht bezahlte, zum Leben nicht
ausreichende Arbeit haben. Hier drohen
deshalb gar Mehrkosten. Doch was ist
mit jenen, die aus gesundheitlichen
Gründen nicht arbeiten können? Oder
jenen, die aufgrund von Digitalisierung
und Globalisierung schlicht keine
niederschwellige Anstellung mehr
erhalten? Es sind die Schwächsten, die
der Kürzung hilflos ausgeliefert sind.
Diese Nachteile wiegt auch die prognos-
tizierte Ausgabeneinsparung von 15 bis
25 Millionen Franken nicht auf.

Bei der Sozialhilfe soll gespart
werden, unter anderem solle die
Grundleistung um zehn Prozent
gekürzt werden. Warum?
Durch die Kürzungen bei der Grundleis-
tung erhoffen wir uns einen Motiva-
tionsschub bei den Sozialhilfebezü-
gern. Denn wir kürzen nicht nur, wir er-
höhen gleichzeitig auch die Anreizleis-
tungen. Diejenigen Personen, die sich

um Arbeitsintegration bemühen, be-
kommen weiterhin gleich viel Geld wie
bisher – oder sogar noch etwas mehr.

Werden mit den zusätzlichen Leis-
tungen nicht Fehlanreize gesetzt?
Das wird man sehen. Es könnte aber
tatsächlich so sein, dass es sich für
manche arbeitende Sozialhilfebezüger
künftig stärker lohnt, in der Sozialhilfe
zu bleiben. Das werden aber Einzelfälle
sein.

Ein grosser Teil der auf Sozialhilfe
angewiesenen Personen kann aber
nicht arbeiten – etwa weil sie min-
derjährig oder krank sind oder
kleine Kinder haben. Werden nicht
gerade diese schwächsten Gruppen

überdurchschnittlich stark getroffen?
Man muss das Ganze in Relationen se-
hen. Es geht – für eine Einzelperson –
letztlich um monatliche Kürzungen
von 98 Franken. Das ist ein kleiner Be-
trag. Und wie gesagt: Für alle, die sich
nachweislich um eine Arbeitsintegra-
tion bemühen, sind Anreizleistungen
vorgesehen.

Die Härtefälle sind in der Vorlage
aber extrem eng definiert. Kranke,
Mütter und Familien gehören nicht
dazu.
Ja, es gibt wenige Ausnahmen – und das
ist auch richtig. Sonst würde das Gesetz
zu kompliziert.

Kritiker sagen, es sei beispiels-
weise für eine Einzelperson kaum
möglich, mit monatlich 880 Fran-
ken den Grundbedarf zu bestrei-
ten. Wie sehen Sie das?
Niemand sagt, dass es einfach ist. Aber
ich denke, es ist möglich.

Die Integrationszulagen bekom-
men mittelfristig nur jene, die
auch eine Stelle haben. Gibt es
denn genügend Stellen für alle
Sozialhilfebezüger?
Zu hundert Prozent wird dies nie mög-
lich sein.

Als die Stadt Bern im Sommer
vorschlug, 1000 Sozialhilfebezü-
gern mittels Coaching eine Stelle
zu finden, bezeichnete Regierungs-
rat Pierre Alain Schnegg diese Zahl
als «unrealistisch». Für alle Sozial-
hilfebezüger müssten aber 10 000
Stellen vorhanden sein. Ist das
realistisch?
Wir müssen die Wirtschaft so gestalten,
dass dies möglich ist. Der freie Markt
muss diese Stellen schaffen. Auch des-
halb senken wir ja nun die Unterneh-
menssteuern. (bwg)

Zur Sache

Mathias Müller
Der 47-Jährige ist SVP-
Grossrat. Der Berufsoffi-
zier lebt in der Gemeinde
Orvin.

en verpflichtet?
27 Millionen Franken eingespart.
Schnegg – und mit ihm die bürgerliche
Mehrheit im Grossen Rat – sieht das an-
ders. Denn Perrenoud möge zwar ge-
spart haben, die Forderung nach einer
zehnprozentigen Kürzung des Grundbe-
darfs sei aber nicht erfüllt. Dies holeman
nun nach. Doch so einfach ist die Sache
nicht. Denn Motionär Studer hatte bei
der Debatte zu seiner Motion seine For-
derung wie folgt präzisiert: «In meiner
Motion verlange ich mit keinem Wort
eine zehnprozentige Kürzung des Grund-
bedarfs. Meine Motion fordert, dass die
Kosten aller drei Leistungen zusammen

um zehn Prozent gekürzt werden.» Argu-
mentieren die Befürworter also mit fal-
schen Argumenten? Politisch gesehen
könneman dies vielleicht als «nicht ganz
elegantes und überzeugendes» Vorge-
hen bezeichnen, sagt der emeritierte
Staatsrechtsprofessor Peter Hänni. Juris-
tisch gesehen sei das Vorgehen aber legi-
tim und völlig legal. Denn es sei amGros-
sen Rat zu entscheiden, ob die Motion
abgeschrieben werden solle oder nicht.
Da dies nicht geschehen ist, ist die Mo-
tion Studer tatsächlich noch nicht er-
füllt. Zumindest politisch. Inhaltlich
sieht dies aber etwas anders aus. (bwg)

Die Solothurner Regierung will die Sozialhilfe-
gelder nicht noch weiter kürzen. Sie lehnt
einen von der FDP eingereichten Auftrag zu
weiteren Abweichungen gegenüber den
Richtlinien der Schweizerischen Sozialhilfe-
konferenz (Skos) ab. Solothurn hält sich seit
Anfang 2015 nicht mehr vollumfänglich an
die Richtlinien. Gleichzeitig wird auch bei den
Qualifizierungs- und Beschäftigungsangebo-
ten für Sozialhilfebeziehende gespart. Beide
Massnahmen hätten zu einer deutlichen
Kostenminderung geführt, schreibt die
Regierung. 2016 seien die Ausgaben für
Sozialhilfe im Kanton Solothurn gegenüber
dem Vorjahr um 3 Millionen auf 95 Millionen
Franken gesunken. Weitere Einschränkungen
will die Solothurner Regierung nicht veranlas-
sen. Solche seien vor allem für Familien mit
Kindern mit weitreichenden Folgen
verbunden. (sda)

Kanton Solothurn
Keineweiteren Kürzungen

«Niemand sagt, dass
es für die Betroffenen
einfach ist»

www.bauchzentrum-bern.ch
Weitere Details auf:

End of life –
was, wenn der Krebs
nicht heilbar ist?
Donnerstag, 7. Dezember 2017
18.30 – 20.00 Uhr, anschliessend Apéro
Uni-S, Hörsaal, Schanzeneckstrasse 1, 3012 Bern

Renommierte Experten halten spannende
Vorträge mit anschliessender Diskussionsrunde.
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